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1. AUFSTELLUNGSBESCHLUSS UND PLANUNGSANLASS 

Mit Antrag vom 12.07.2018 hat die Solarfaktor GmbH (nachfolgend Vorha-

benträger) bei der Gemeinde Neuburg gemäß § 12 Abs. 2 BauGB bean-

tragt, ein Verfahren zur Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungs-

plans einzuleiten.  

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Neuburg hat mit der Sitzung vom 

23.08.2018 die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr.16 

„Solarpark Neuburg“ der Gemeinde Neuburg beschlossen. 

Der Planungsraum beschränkt sich auf einen 110 m breiten Streifen östlich 

der Bahnlinie Wismar - Rostock. 

Geplant sind hier die Errichtung und der Betrieb einer Freiflächen-

Photovoltaikanlage zur Erzeugung von umweltfreundlichem Solarstrom. 

Nach den derzeitigen Planungen soll die installierte elektrische Leistung 

bei etwa 750 kW bis zu 3 MW liegen.  

Entsprechend den gesetzlichen Anforderungen des allgemeinen Klima-

schutzes dient der vorhabenbezogene Bebauungsplan mit der Schaffung 

der planungsrechtlichen Grundlagen für die Erzeugung erneuerbarer Ener-

gien darüber hinaus auch der Minderung des CO2-Ausstoßes und trägt so 

zur Mitigation des globalen Klimawandels bei.  

Gemäß § 1 Abs. 2 EEG 2017 soll der Anteil erneuerbarer Energien bis zum 

Jahre 2025 mindestens 40 bis 45 Prozent betragen. Um dieses Ziel im Jah-

re 2025 zu erreichen, ist die Gemeinde Neuburg bestrebt den Anteil an 

Energie aus erneuerbaren Energiequellen im Gemeindegebiet zu erhöhen.  
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2. Grundlagen der Planung 

2.1 Rechtsgrundlagen 

o Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. 

November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 9 des 

Gesetzes vom 10. September 2021 (BGBl. I S. 4147) 

o Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert 

durch Artikel 2 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) 

o Planzeichenverordnung (PlanZV 90) i. d. F. der Bekanntmachung 

vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert durch 

Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) 

o Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnatur-

schutzgesetz - BNatSchG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 29. Juli 

2009 (BGBl. I S. 2542) zuletzt geändert durch Gesetz vom 18.08.2021 

(BGBl. I S. 3908)   

o Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V) in 

der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2015 (GVOBl. M-

V S. 344, 2016 S. 28), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

26. Juni 2021 (GVOBl. M-V S. 1033) 

o Hauptsatzung der Gemeinde Neuburg in der aktuellen Fassung  

 

2.2 Planungsgrundlagen 

o Lage- und Höhenplan des Vermessungsbüro Dipl.-Ing. (FH) Sven Gier-

ke, 23968 Barnekow vom Februar 2019 (Lagebezug: ETRS89 / UTM33; 

Höhen: DHHN2016) 

o Modulbelegungsplan der Solarfaktor GmbH vom März 2019 

 

3. Räumlicher Geltungsbereich 

Der räumliche Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 

ist im Plan im Maßstab 1: 1.250 dargestellt und beläuft sich auf eine Flä-

che von ca. 3 ha. Der Planungsraum erstreckt sich östlich der Bahnlinie 

Wismar - Rostock auf das Flurstück 103 der Flur 1 in der Gemarkung Neu-

burg. 

https://dejure.org/BGBl/2021/BGBl._I_S._3908
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4. Beschaffenheit des Plangebietes 

4.1 Ausgangssituation 

Der Vorhabenstandort umfasst einen 110 m breiten Streifen östlich der 

Bahnlinie Wismar – Rostock im Bereich intensiv genutzter Ackerflächen. 

Der Acker wurde jährlich wechselnd mit Mais und Luzerne bewirtschaftet. 

Erschlossen wird der Geltungsbereich ausgehend der Bundesstraße B 105 

über einen unbefestigten Weg.  

Gesetzlich geschützte Biotope sind durch die Planung nicht betroffen. 

Nordöstlich sowie südwestlich des Geltungsbereiches befinden sich Feldge-

hölze aus überwiegend heimischen Baumarten. Diese Biotope sind gemäß  

§ 20 NatSchAG MV geschützt und werden nicht überplant.  

Nordöstlich des Geltungsbereiches befindet sich Wald im Sinne des LWaldG 

MV. Zur Sicherung vor Gefahren durch Windwurf oder Waldbrand wird ge-

mäß § 20 LWaldG MV ein Abstand von 30 m zwischen dem Solarpark und 

dem Wald eingehalten. 

Schutzgebiete nach den §§ 23 (Naturschutzgebiet), 24 (Nationalpark, Nati-

onale Naturmonumente), 25 (Biosphärenreservat), 26 (Landschaftsschutz-

gebiet), 27 (Naturpark) und 28 (Naturdenkmäler) des Bundesnaturschutz-

gesetzes oder europäische Schutzgebiete sind im gesamten Geltungsbereich 

nicht vorhanden.  
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4.2 Planungsbindungen 

Raumordnung und Landesplanung 

Bauleitpläne unterliegen den Zielen und Grundsätzen der Raumord-

nung. Dabei sind die einzelnen Bundesländer gebunden, übergeordnete 

und zusammenfassende Pläne oder Programme aufzustellen.  

Für Planungen und Maßnahmen der Gemeinde Neuburg ergeben sich die 

Ziele, Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der Raumordnung ausfol-

genden Rechtsgrundlagen: 

o Raumordnungsgesetz (ROG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 22. 

Dezember 2008 (BGBl. l S. 2986), zuletzt geändert durch Art. 2 Abs. 

15 des Gesetzes vom 20. Juli 2017 (BGBl. l S. 2808) 

o Landesplanungsgesetz (LPlG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 5. 

Mai 1998 (GVOBl. M-V S. 503), zuletzt geändert durch Artikel 5 des 

Gesetzes vom 5. Juli 2018 (GVOBl. M-V S. 221) 

o Landesverordnung über das Landesraumentwicklungsprogramm 

Mecklenburg-Vorpommern (LEP-LVO M-V) vom 27. Mai 2016 

o Landesverordnung über das Regionale Raumentwicklungsprogramm 

Westmecklenburg (RREP WM) vom 31. August 2011 

Im Verlauf des Aufstellungsverfahrens ist die Vereinbarkeit mit den Zielen 

und Grundsätzen der Raumordnung zu prüfen. Rechtsgrundlage hierfür ist 

§ 4 Abs. 1 ROG.   

Nach § 3 Nr.6 ROG sind solche Vorhaben, die die räumliche Entwicklung 

und Ordnung eines Gebietes beeinflussen, als raumbedeutsam zu beurte i-

len. In diesem Zusammenhang entscheiden also die Dimension der geplan-

ten Photovoltaikanlage, die Besonderheit des Standortes sowie die vorher-

sehbaren Auswirkungen auf gesicherte Raumfunktionen die Raumbedeut-

samkeit. 

Gemäß geltender Rechtsprechung trifft das regelmäßig dann zu, wenn in-

folge der Größe des Vorhabens Auswirkungen zu erwarten sind, die über 

den unmittelbaren Nahbereich hinausgehen (Raumbeanspruchung, Raum-

beeinflussung). 

Im LEP MV sind bereits konkrete Vorgaben für die Entwicklung der Erneu-

erbaren Energien getroffen worden. Gemäß dem Programmsatz 5.3 (1) 

LEP M-V 2016 soll in allen Teilräumen eine sichere, preiswerte und um-

weltverträgliche Energieversorgung bereitgestellt werden. Der Anteil er-

neuerbarer Energien soll dabei stetig wachsen. 
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Im Programmsatz 5.3 (2) soll zum Schutz des Klimas und der Umwelt 

der Ausbau der erneuerbaren Energien auch dazu beitragen, Treibhaus-

gasemissionen so weit wie möglich zu reduzieren. 

Weitere Reduzierungen von Treibhausgasemissionen sollen insbesondere 

durch Festlegung von Maßnahmen  

– zur Energieeinsparung,  

– der Erhöhung der Energieeffizienz,  

– der Erschließung vorhandener Wärmepotenziale z. B. durch Nutzung 

der Geothermie sowie  

– der Verringerung verkehrsbedingter Emissionen Klima- und Umwelt-

schutz in der Regional- und Bauleitplanung sowie anderen kommu-

nalen Planungen erreicht werden.  

Bei Planungen und Maßnahmen zum Ausbau erneuerbarer Energien, die zu 

erheblichen Beeinträchtigungen naturschutzfachlicher Belange führen, ist 

zu prüfen, ob rechtliche Ausnahmeregelungen aus zwingenden Gründen 

des überwiegenden öffentlichen Interesses angewendet werden können.   

Freiflächenphotovoltaikanlagen sollen effizient und flächensparend errich-

tet werden. Dazu sollen sie verteilnetznah geplant und insbesondere auf 

Konversionsstandorten, endgültig stillgelegten Deponien oder Deponieab-

schnitten und bereits versiegelten Flächen errichtet werden. 

Landwirtschaftlich genutzte Flächen dürfen nur in einem Streifen von 110 

Metern beiderseits von Autobahnen, Bundesstraßen und Schienenwegen 

für Freiflächenphotovoltaikanlagen in Anspruch genommen werden (LEP 

M-V 2016 Z 5.3 (9)). 

Innerhalb der Festlegungskarte des Landesraumentwicklungsprogramm MV 

wird der Planungsraum als Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft und als Vorbe-

haltsgebiet Tourismus ausgewiesen. Das Regionale Raumentwicklungspro-

gramm Westmecklenburg weist den Geltungsbereich ebenfalls als Vorbe-

haltsgebiet Landwirtschaft und als Tourismusentwicklungsraum aus.  

Durch die Ausweisung des Planungsraumes als Vorbehaltsgebiet Landwirt-

schaft ist eine Prüfung des Einzelfalls für die Belange der Landwirt-

schaft erforderlich.   

Dabei wird deutlich, dass die abwägende Entscheidung für eine zukünftige 

Ausformung einer bedarfsgerechten und Ressourcen schonenden Landwir t-

schaft mit anderen öffentlichen Belangen (hier: Ansiedlung von Gewerbe-

betrieben zur Erzeugung solarer Strahlungsenergie im Sinne des allgemei-

nen Klimaschutzes) in Einklang gebracht werden kann. 
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Um den Belangen der Landwirtschaft Rechnung zu tragen, soll die Nutzung 

des Solarparks als Zwischennutzung für einen Zeitraum von maximal 30 

Jahren befristet werden. Nach dem Rückbau des Solarparks ist eine land-

wirtschaftliche Nutzung weiterhin möglich.  

Entsprechende verbindliche Regelungen dazu beinhaltet die Festsetzungs-

systematik des vorhabenbezogenen Bebauungsplans.  

Als Folgenutzung wurde Fläche für die Landwirtschaft gemäß § 9 Abs. 1 

Nr. 18a BauGB mit der Zweckbestimmung Intensivacker festgesetzt. 

Entsprechend ist während der befristeten Betriebsdauer des Solarparks 

hier eine ackerbauliche Bewirtschaftung nicht möglich. Wichtig ist in die-

sem Zusammenhang, dass die betreffenden Flächen nicht zwangsläufig 

dem Dauergrünlanderhaltungsgesetz zuzuordnen sind. 

Eine automatische Umwandlung einer Fläche in Dauergrünland ist vorlie-

gend nicht zu befürchten, denn die Pflugregelung aus § 2a DirektZah l-

DurchfV ist wie auch die VO 1307/20013 auf die befristet festgesetzte Be-

triebsfläche eines Solarparks nicht anwendbar. 

Während der gesamten Betriebsdauer des Solarparks ist das erforderliche 

Mindestmaß an landwirtschaftlicher Tätigkeit weder in Richtung Ackerbau 

noch in Richtung Grünland möglich. Für diesen Zeitraum ist die betreffen-

de Fläche folglich nicht beihilfeberechtigt für Direktzahlungen im Sinne der 

Verordnung VO 1307/2013. 

Jedoch kann und soll nach vollständigem Rückbau des Solarparks die 

Rückumwandlung des befristeten sonstigen Sondergebietes zu Ackerland 

unter Beachtung der dann gültigen Rechtsvorschriften erfolgen.  

Es findet also kein dauerhafter Entzug landwirtschaftlicher Produktionsflä-

che statt.  

Der Vorhabenstandort befindet sich innerhalb eines Vorbehaltsgebiet Tou-

rismus. Somit sind die Belange des Tourismus in der Planung zu berück-

sichtigen. 

Dazu heißt es im LEP M-V 4.6 (4): In den Vorbehaltsgebieten Tourismus 

soll der Sicherung der Funktion für Tourismus und Erholung besonderes 

Gewicht beigemessen werden.  

Dies ist bei der Abwägung mit anderen raumbedeutsamen Planungen, 

Maßnahmen, Vorhaben, Funktionen und Nutzungen und denen des Touris-

mus selbst besonders zu berücksichtigen. 

Im Planungsraum hat in den vergangenen Jahren keine touristische Nut-

zung stattgefunden. Dies ist auf die Nutzung als landwirtschaftliche Nutz-

fläche sowie die direkt angrenzende Bahnlinie zurückzuführen. Somit wird 

keine touristisch attraktive Fläche entzogen.   
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Mit Stellungnahme vom 25.02.2019 teilte das Amt für Raumordnung und 

Landesplanung Westmecklenburg mit, dass der vorhabenbezogene Bebau-

ungsplan Nr. 16 „Solarpark Neuburg“ und die 5. Änderung des Flächennu t-

zungsplans der Gemeinde Neuburg mit den Zielen und Grundsätzen der 

Raumordnung und Landesplanung vereinbar ist. 

Flächennutzungsplan 

Der Flächennutzungsplan (FNP) dient als behördeninternes Handlungspro-

gramm einer Gemeinde. Beispielsweise bildet der Flächennutzungsplan 

den rechtlichen Rahmen, welcher durch das Entwicklungsgebot des § 8 

Abs. 2 S. 1 BauGB bestimmt ist. Die Gemeinde Neuburg verfügt über ei-

nen genehmigten und wirksamen Flächennutzungsplan.  

Dieser weist den Geltungsbereich des Bebauungsplans als Fläche für die 

Landwirtschaft aus. Die Ausweisung als Sondergebiet „Energiegewinnung 

auf Basis solarer Strahlungsenergie“ ist daraus nicht zu entwickeln. Aus 

diesem Grund wurde im Parallelverfahren (gemäß § 8 Abs. 3 BauGB) die 

5. Änderung des Flächennutzungsplans der Gemeinde Neuburg für den Be-

reich „Solarpark Neuburg“ eingeleitet. 
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5. Inhalt des Bebauungsplans 

5.1 Städtebauliches Konzept  
 

Aufgabe des Bebauungsplans ist es, eine städtebauliche Ordnung gemäß 

den in § 1 Abs. 3 und 5 BauGB aufgeführten Planungsleitsätzen zu ge-

währleisten. Im Sinne einer baulichen Verdichtung, zur Gewährleistung 

einer städtebaulichen Entwicklung und Ordnung sowie zur gestalterischen 

Einflussnahme ist es erforderlich, diese Ansprüche über eine Bebauungs-

planung festzuschreiben. 

Ziel des Bebauungsplans soll sein, durch Festsetzung eines sonstigen Son-

dergebietes mit der Zweckbestimmung „Energiegewinnung auf der Basis 

solarer Strahlungsenergie“ (SO EBS) gemäß § 11 Abs. 2 BauNVO die Rea-

lisierung einer Freiflächenphotovoltaikanlage (PVA) zur Erzeugung von 

umweltfreundlichem Solarstrom planungsrechtlich zu ermöglichen und zu 

sichern. 

Die zu erwartenden Eingriffe bündeln sich mit den bereits vorhandenen 

Nutzungen. Geprägt ist der Planungsraum durch die Bahnlinie sowie die 

intensive landwirtschaftliche Nutzung. Die Errichtung des Solarparks im 

Planungsraum ist zielführend. Andere Gebiete, welche nicht diese Vorprä-

gung aufgrund kohärenter Nutzungen aufweisen, können somit hinsichtlich 

des Landschaftsbildes geschont werden. 

Den Vorgaben des § 1a Abs. 2 BauGB zum sparsamen Umgang mit Grund 

und Boden wird mit dem vorliegenden Bebauungsplan Rechnung getragen. 

Durch die Gründung der Solarmodule auf den Ackerflächen mittels Ramm-

pfosten ist nur eine geringe Versiegelung des Bodens notwendig. Es 

kommt lediglich zu einem Funktionsverlust im Bereich der von den Modu-

len überstandenen Fläche.  

Um den Belangen der Landwirtschaft zusätzlich Rechnung zu tragen, soll 

die Nutzung des Solarparks als Zwischennutzung für einen Zeitraum von 

maximal 30 Jahren befristet werden. Nach Rückbau des Solarparks ist eine 

landwirtschaftliche Nutzung weiterhin möglich. Demnach findet kein dau-

erhafter Entzug landwirtschaftlicher Nutzfläche statt. 
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5.2 Art und Maß der baulichen Nutzung 

Die Photovoltaikanlagen werden ausschließlich im Bereich der durch die 

Baugrenze eingefassten sonstigen Sondergebietsflächen errichtet.  

Dazu sind im Vorfeld der Installation der Solarmodule keine Erdarbeiten 

zur Regulierung des Geländes erforderlich. 

Mit Verweis auf die Lage innerhalb eines Vorbehaltsgebietes Landwirt-

schaft soll der hier geplante Solarpark als Zwischennutzung auf einen 

Zeitraum von maximal 30 Jahren Betriebsdauer begrenzt werden. Während 

dieser Nutzungsdauer ist eine landwirtschaftliche Nutzung weiterhin zum 

Beispiel durch Beweidung oder Grünlandmahd möglich.  

Bei der Festsetzungssystematik wurde im Sinne von § 9 Abs. 2 Nr. 1 

BauGB berücksichtigt, dass nach der 30-jährigen Nutzungsdauer als sons-

tiges Sondergebiet eine Folgenutzung für die Landwirtschaft festgesetzt 

wird und der Rückbau der Solaranlage erfolgt.  

Mit dem Baubeginn werden die Solarmodule für die Photovoltaikanlage auf 

in den Boden gerammten Stützen in Reihen mit einem Abstand von etwa   

5 m aufgestellt. Die Unterkonstruktionen bestehen aus verzinktem Stahl. 

Die Tische sind geneigt und nach Süden ausgerichtet.  

Die Module werden zu Strängen untereinander verkabelt, welche gebün-

delt an die Zentralwechselrichter angeschlossen werden.  

Die Gemeinde nutzt vorliegend die Möglichkeit, sonstige Sondergebiete 

gemäß § 11 Abs. 2 BauNVO auszuweisen, denn die beabsichtigte Art der 

Nutzung wird durch die Definition der Baugebiete nach § 2 bis 10 BauNVO 

nicht gedeckt. 

Das Maß der baulichen Nutzung wird über die Grundflächenzahl (GRZ) und 

die Höhe der baulichen Anlagen geregelt.  

Der erforderliche Flächenanteil des Baugrundstückes, der überbaut wird, 

richtet sich nach den Abmessungen und der Anzahl der einzelnen Module 

sowie den nicht überbauten „verschatteten“ Zwischenräumen. 

Man kann in der Praxis davon ausgehen, dass ca. 60 % der Sondergebiets-

fläche von den Modultischen überstanden werden und aufgrund der Ver-

schattungswirkung eine Freihaltefläche von 40 % erforderlich ist, um eine 

optimale Energieausbeute erzielen zu können. Entsprechend wurde eine 

Grundflächenzahl von 0,60 festgesetzt. 

http://de.wikipedia.org/wiki/Baugrundst%C3%BCck
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Zu berücksichtigen ist in diesem Zusammenhang, dass sich die überbaute 

Fläche nicht mit der geplanten versiegelten Fläche deckt, denn im Sinne 

des Minimierungsgebotes der erforderlichen Eingriffe in das Schutzgut Bo-

den wurde durch den Vorhabenträger eine Bauweise gewählt, die die maß-

gebenden Bodenfunktionen auch unterhalb der Modultische weitestgehend 

nicht gefährdet.  

Mit Hilfe der Baugrenze wurde innerhalb der Planzeichnung Teil A der Teil 

der Vorhabengrundstücke festgesetzt, auf dem das zulässige Maß der bau-

lichen Nutzung realisiert werden darf.  

Zur Zahl der Vollgeschosse (Z) sind keine Festsetzungen erforderlich, weil 

die Höhe baulicher Anlagen (H) in Metern über dem anstehenden Gelände 

zur Bestimmung des Maßes der baulichen Nutzung, insbesondere zur Ver-

meidung von unnötigen Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes inner-

halb der Planzeichnung Teil A festgesetzt wird.  

Für die Modultische und die geplanten Nebenanlagen wird nach derzeit igen 

Planungen des Vorhabenträgers eine maximale Höhe von 3,50 m über Ge-

ländeoberkante nicht überschritten. Als unterer Bezugspunkt dient das an-

stehende Gelände. 

Weitere mögliche Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung sind 

nicht Gegenstand der Regelungsabsicht der Gemeinde Neuburg. 

Folgende Festsetzungen wurden getroffen: 

1. Das sonstige Sondergebiet „Energiegewinnung auf der Basis solarer 

Strahlungsenergie“ (SO EBS) dient im Rahmen einer Zwischennut-

zung gemäß § 11 Abs. 2 BauNVO in Verbindung mit § 9 Abs. 2 Nr. 1 

BauGB der Errichtung und dem Betrieb von großflächigen Photovol-

taikanlagen. Zulässig sind hier in diesem Zeitraum Modultische mit 

Solarmodulen sowie die für den Betrieb erforderlichen Nebenanla-

gen, Trafostationen, Anlagen für die Energiespeicherung und -

verarbeitung, Umspannstationen, Wechselrichterstationen und Zaun-

anlagen bis zu einer Höhe von 3,0 m. Die Betriebsdauer der großflä-

chigen Photovoltaikanlagen ist auf 30 Jahre bis zum 31.12.2050 be-

fristet (Befristung gemäß § 9 Abs. 2 Nr. 1 BauGB).  

2. Unzulässig ist während der Betriebsdauer der Photovoltaikanlagen 

die Verwendung von Dünge- oder Pflanzenschutzmitteln sowie die 

Bodenbearbeitung innerhalb des festgesetzten Sondergebietes      

SO EBS. Die von den Modulen überschirmten Flächen sowie die Mo-

dulzwischenräume gelten als Betriebsflächen der Photovoltaikanla-

gen. Eine Mahd dieser Betriebsflächen ist maximal zwei Mal jährlich 

nicht vor dem 1. Juli eines Jahres zulässig. Das Mähgut ist zu ent-

fernen. Alternativ zur Mahd ist eine Beweidung mit Schafen mit ei-

nem Besatz von maximal einer Großvieheinheit je Hektar möglich.  
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3. Bis zum 01.01.2051 sind die innerhalb des sonstigen Sondergebietes 

„Energiegewinnung auf der Basis solarer Strahlungsenergie“ vorhan-

denen Modultische mit Solarmodulen, Trafostationen, Monitoring-

Container, Wechselrichterstationen und Zaunanlagen vollständig zu 

entfernen. Als Folgenutzung wird für das sonstige Sondergebiet 

„Energiegewinnung auf der Basis solarer Strahlungsenergie“ Fläche 

für die Landwirtschaft mit der Zweckbestimmung Intensivacker im 

Sinne von § 9 Abs. 1 Nr. 18a BauGB festgesetzt. (Folgenutzung ge-

mäß § 9 Abs. 2 Nr. 1 BauGB).  

4. Die maximale Grundflächenzahl ist für das sonstige Sondergebiet 

„Energiegewinnung auf der Basis solarer Strahlungsenergie“ (SO 

EBS) gemäß § 17 Abs. 1 BauNVO auf 0,60 begrenzt. 

5. Die maximale Höhe baulicher Anlagen wird auf 3,50 m begrenzt. Als 

unterer Bezugspunkt gilt das anstehende Gelände in Metern über 

NHN des amtlichen Höhenbezugssystems DHHN 2016. 

 

5.3 Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur            

Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 
 

Über den Ausgleichsbezug des § 1a Abs. 3 BauGB hinaus hat die Gemeinde 

über § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB die Möglichkeit, landschaftspflegerische 

Maßnahmen bzw. Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 

Boden, Natur und Landschaft festzusetzen.  

Folgende Festsetzungen wurden getroffen: 

1. Die mit A gekennzeichneten Flächen zur Entwicklung von Boden, Na-

tur und Landschaft sind als naturnahes Feldgehölz zu erhalten. 
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5.4 Umweltprüfung  

Gemäß § 2 Abs. 4 BauGB wurde im Verfahren der Aufstellung des Bauleit-

plans eine Umweltprüfung durchgeführt. Das Ergebnis ist im Umweltbe-

richt, der ein gesonderter Teil der Begründung des Bebauungsplans ist, 

dargestellt. 

Die Prüfung der Wirkung des geplanten sonstigen Sondergebietes zur 

„Energiegewinnung auf der Basis solarer Strahlungsenergie“ auf die 

Schutzgüter des Untersuchungsraums ergab insgesamt, dass diese auf-

grund der beschriebenen vorhabenbedingten Auswirkungen nicht erheblich 

oder nachhaltig beeinträchtigt werden.  

Die beschriebenen Ziele und Maßnahmen des Vorhabens lassen keine er-

heblichen nachteiligen und nachhaltigen Auswirkungen auf die Schutzgüter 

vermuten.  

Unter Einhaltung der beschriebenen Vermeidungsmaßnahmen ist von kei-

ner Beeinträchtigung auszugehen. Eine Beeinträchtigung weiterer beson-

ders oder streng geschützter Arten ist nicht ableitbar.  

Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern sind nach der Prüfung als 

nicht erheblich zu bewerten. 

Eine erhebliche Beeinträchtigung der Umwelt als Summe der beschrie-

benen und bewerteten Schutzgüter konnte für dieses Vorhaben im Rah-

men der Umweltprüfung nicht festgestellt werden. 

5.5 Verkehrskonzept 
 

Erschlossen wird der Geltungsbereich ausgehend der Bundesstraße B 105 

über einen unbefestigten Wirtschaftsweg. Der Weg ist dem öffentlichen 

Verkehr gewidmet. Mit einer Breite von 3,5 m und seiner für den Trans-

port von Landmaschinen ausgelegten Beschaffenheit, ist der Weg für die 

Erschließung des Planungsraums geeignet. 

Der Planungsraum erstreckt sich östlich entlang der Bahnstrecke Wismar – 

Rostock. 

Durch das geplante Vorhaben darf es zu keinen Sichtbehinderungen und 

Blendeinwirkungen kommen. 

Solarmodule müssen so aufgebaut und durch geeignete Maßnahmen abge-

schirmt werden, dass jegliche durch sie hervorgerufene Blendwirkung für 

den Bahnverkehr ausgeschlossen ist. Durch das Blendgutachten des Inge-

nieurbüros Eva Jenennchen wurde der Nachweis erbracht, dass durch das 

geplante Vorhaben mit keinen Blendwirkungen und Sichtbehinderungen zu 

rechnen ist. 
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6. Immissionsschutz 

Für den Geltungsbereich des vorliegenden vorhabenbezogenen Bebau-

ungsplans sind keine wesentlichen Immissionswirkungen im Plangebiet 

vorhersehbar, die auch nur ansatzweise zu immissionsschutzrechtlichen 

Auswirkungen im Sinne von Überschreitungen gesetzlich vorgeschriebener 

Immissionsgrenzwerte führen könnten.  

Blendwirkungen 

Nach dem derzeitigen Stand der Wissenschaft treten relevante Reflexionen 

und Blendwirkungen nur bei fest montierten Modulen in den Morgen- bzw. 

Abendstunden auf. Der Einwirkungsbereich ist auf die im Südosten und 

Südwesten angrenzenden Flächen begrenzt.  

Bei Entfernungen zu den Modulen über 100 m sind die Einwirkungszeiten 

gering und beschränken sich auf wenige Tage im Jahr. 1 

Um mögliche Blendwirkungen ausschließen zu können, wurde durch das 

Ingenieurbüro Eva Jenennchen eine Blendanalyse durchgeführt. Als mögl i-

che Immissionsorte wurden die westlich gelegene Bahnlinie Wismar-

Rostock benannt. Die minimale Entfernung zwischen dem Solarpark und 

der Bahnlinie beträgt 9,5 m. Ein weiterer möglicher Immissionsorte ist die 

westlich gelegene Kleingartenanlage. Der Abstand beträgt etwa 27,5 m. 

Die Analyse kommt zu dem Ergebnis, dass eine physiologische sowie psy-

chologische Blendung ausgeschlossen ist. 

Die Module sind in ihrer Oberfläche und Ausrichtung unabhängig davon so 

zu gestalten, dass keine Blendwirkungen an bestehenden Straßen hervor-

gerufen werden.  

Die Solarmodule sind nach dem Stand der Technik mit Antireflexoberflä-

chen durch mikrotexturierende Oberflächenstrukturen und weitere Ent-

spiegelungstechniken ausgestattet.  

Betriebliche Lärmemissionen 

Im Nahbereich der Anlage können z. B. durch Wechselrichter und Kühlein-

richtungen betriebsbedingte Lärmemissionen entstehen. Um ausreichen-

den Schallschutz zu gewährleisten, werden solche lärmrelevanten Anlagen 

mit einem Mindestabstand von 100 m zur nächstgelegenen Wohnbebauung 

errichtet. 

Betriebliche sonstige Immissionen 

Eine Beleuchtung des Anlagengeländes ist nicht vorgesehen. 

 

 
1 R. BORGMANN, Bayerisches Landesamt für Umwelt, Blendwirkungen durch Photovoltaikanlagen 
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7. Wirtschaftliche Infrastruktur 

7.1 Energie-, Wasserver- und -entsorgung 

Innerhalb des Geltungsbereichs werden die Kabel unterirdisch verlegt, so 

dass es nicht zu Konflikten mit der Flächennutzung kommt. Ein Anschluss 

an das Wasserver- und Abwasserentsorgungsnetz ist nicht erforderlich. 

7.2 Gewässer 

Anfallendes Niederschlagswasser kann weiterhin innerhalb des Planungs-

raumes versickern. Eine Beeinträchtigung des Schutzgutes Wasser ist 

nicht zu befürchten, denn mit dem Vorhaben werden keine Stoffe freige-

setzt, die die Qualität von Grund- und Oberflächenwasser beeinträchtigen 

können. 

Innerhalb des Geltungsbereiches befinden sich keine Gewässer oder Was-

serschutzgebiete. 

7.3 Telekommunikation 

Im Planbereich befinden sich nach derzeitigem Kenntnisstand keine Tele-

kommunikationslinien (TK-Linien) der Deutschen Telekom AG. Ein An-

schluss ist nicht erforderlich. 

7.4 Abfallrecht 

Alle Baumaßnahmen sind so vorzubereiten und durchzuführen, dass so-

wohl von den Baustellen als auch von den fertigen Objekten eine vollstän-

dige geordnete Abfallentsorgung erfolgen kann.  

Bei der Baudurchführung ist durchzusetzen, dass der im Rahmen des Bau-

geschehens anfallende Bodenaushub einer geordneten Wiederverwendung 

gemäß den Technischen Regeln der Mitteilungen der Länderarbeitsgemein-

schaft Abfall (LAGA) zugeführt wird.  

Entsorgung von Abfällen der Baustelle 

Alle Maßnahmen sind so vorzubereiten und durchzuführen, dass eine ge-

meinwohlverträgliche und geordnete Abfallentsorgung sichergestellt ist. 

Gemäß der Gewerbeabfallverordnung sind Bau- und Abbruchabfälle bei der 

Entstehung zu trennen und getrennt zu entsorgen. Es sollen die Fraktionen 

Glas, Kunststoff, Metalle, Holz, Dämmmaterial, Bitumengemische, Baustof-

fe auf Gipsbasis, Beton, Ziegel und Fliesen / Keramik gebildet werden. Ge-

trennthaltung und Verwertung sind zu dokumentieren und auf Anforderung 

nachzuweisen. Nicht verwertbare bzw. schadstoffverunreinigte Materialien 

sind zu separieren und durch hierfür zugelassene Unternehmen entsorgen 

zu lassen.  
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Gefährliche Abfälle im Sinne der Abfallverzeichnisverordnung wie z.B. 

Chemikalien, asbesthaltige Baustoffe, künstliche Mineralfasern und Teer-

pappe dürfen mit den anderen Abfällen nicht vermischt werden. Ihre ord-

nungsgemäße Entsorgung ist gesondert nachzuweisen. Die Abfallentsor-

gung der Baustelle soll innerhalb von vier Wochen nach Beendigung der 

Bauarbeiten abgeschlossen sein. 

 

7.5 Brandschutz 
 

Für die gewaltlose Zugänglichkeit der umzäunten PVA ist ein Feuerwehr-

Schlüsseldepot am Zufahrtstor vorgesehen.  

Um im Schadensfall die zuständigen Ansprechpartner erreichen zu können, 

sind am Eingangstor die Erreichbarkeiten des für die bauliche Anlage ver-

antwortlichen Betreibers sowie des Energieversorgungsunternehmens dau-

erhaft und deutlich angebracht. 

Auf Grund der Nähe angrenzender Landwirtschafts- und Waldflächen und 

dem damit möglichem Brandüberschlag, werden für die objektbezogene 

Löschwasserversorgung mindestens 30 m3/h vorgehalten. Diese Löschwas-

sermenge muss zu jeder Jahreszeit zur Verfügung stehen. 

Als Einrichtungen für die unabhängige Löschwasserversorgung kommen in 

Frage: 

- Löschwasserbrunnen (DIN 14220) oder 

- unterirdische Löschwasserbehälter (DIN 14230). 

Die Entfernung der Löschwasserentnahmestellen zu den Objekten darf 300 

m nicht überschreiten.  

Die notwendigen Verkehrsflächen (Erschließungsstraßen) im und zum 

Plangebiet müssen den Anforderungen an Feuerwehrzufahrten nach der 

„Richtlinie über Flächen für die Feuerwehr" – in der aktuellen Fassung – 

entsprechen. 

Die Brandlasten innerhalb der Anlage sind zu minimieren, z.B. durch re-

gelmäßige Mahd, Beräumen des Grasschnittes usw.; Leitungsführungen 

sind durch entsprechende Maßnahmen vor mechanischen Beschädigungen 

zu schützen. 

Zum Schutz der Anlage vor äußerlichen Brandeinwirkungen sowie von der 

Anlage selbst ausgehende Brandgefahren ist ein brandlastfreier Streifen 

von 5,0 m zur Anlage sicher zu stellen. 

Für das Vorhaben ist ein Feuerwehrplan nach DIN 14095 (Textteil u. a. mit 

Ansprechpartner im Gefahrenfall, Übersichtsplan mit Kennzeichnung der 

Feuerwehr-Zufahrt, der Wechselrichter, Schaltstellen [Freischaltelemente, 

Feuerwehrschalter] und Trafostationen usw.) zu erstellen. 
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Da die stromführenden Leitungen überwiegend erdverlegt sind, geht von 

ihnen nur eine geringe Gefahr der Brandweiterleitung aus. 

Über die Wege zwischen den Modultischen sowie den Abständen der Mo-

dultische untereinander sind Brandschneisen gegeben, die einer evtl. 

Brandweiterleitung entgegenwirken. 

Die örtliche Feuerwehr wird nach Inbetriebnahme der PVA in die Örtlich-

keiten und die Anlagentechnik eingewiesen. 

Brand- und Störfallrisiken werden durch fachgerechte Installation ein-

schließlich Blitz- und Überspannungsschutzsystemen und Inbetriebnahme 

der PVA sowie regelmäßige Wartung minimiert. 

Im Brandfall sind die "Handlungsempfehlungen Photovoltaikanlagen" des 

Deutschen Feuerwehr Verbandes (siehe Anlagen) unter Verweis auf die 

VDE 0132 "Brandbekämpfung und technische Hilfeleistung im Bereich 

elektrischer Anlagen" zu beachten.  

Die dortigen Ausführungen betreffen insbesondere die einzuhaltenden S i-

cherheitsabstände und die Durchführung von Schalthandlungen.  

 

8. Denkmalschutz 

8.1 Baudenkmale 

Innerhalb des Plangebietes befinden sich keine Baudenkmale, die als 

Denkmal im Sinne des Denkmalschutzgesetzes des Landes Mecklenburg-

Vorpommern eingetragen und als Zeitzeugen der Geschichte zu erhalten 

sind. 

8.2 Bodendenkmale 

Auf dem überplanten Flurstück 103 der Flur 1 der Gemarkung Neuburg 

sind die Bodendenkmale Neuburg 21, 22 und 33 betroffen.  

Alle Maßnahmen an Denkmalen und deren Umgebung sind genehmigungs-

pflichtig gemäß § 7 Abs. 1 Nr. 1 und 2 des Denkmalschutzgesetzes 

(DSchG) M-V in der aktuell geltenden Fassung. Eine denkmalrechtliche 

Genehmigung bzw. andere Genehmigungen können nur auf Antrag und 

nach Anhörung bzw. im Einvernehmen gemäß § 7 Abs. 6 DSchG M-V mit 

der Landesfachbehörde (Landesamt für Kultur und Denkmalpflege –LAKD 

M-V Abtlg. Landesarchäologie) erteilt werden. 

Der Antrag auf denkmalrechtliche Genehmigung ist in zweifacher Ausfüh-

rung mit allen zur Beurteilung der Betroffenheit von Denkmalen notwendi-

gen Unterlagen der unteren Denkmalschutzbehörde einzureichen. 
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Der Beginn von Erdarbeiten ist der unteren Denkmalschutzbehörde des 

Landkreises Nordwestmecklenburg zwei Wochen vorab schriftlich anzuzei-

gen. 

Wenn bei Erdarbeiten neue Bodendenkmale oder auffällige Bodenverfär-

bungen entdeckt werden, sind diese gemäß § 11 Abs. 1 DSchG M-V der 

unteren Denkmalschutzbehörde unverzüglich anzuzeigen und der Fund und 

die Fundstelle bis zum Eintreffen eines Mitarbeiters oder Beauftragten des 

Landesamtes für Kultur und Denkmalpflege in unverändertem Zustand zu 

erhalten.  

Die Anzeigepflicht besteht für den Entdecker, den Leiter der Arbeiten, den 

Grundeigentümer sowie zufällige Zeugen, die den Wert des Fundes erken-

nen. 

Die Verpflichtung erlischt fünf Werktage nach Zugang der Anzeige, bei 

schriftlicher Anzeige spätestens nach einer Woche. Die untere Denkmal-

schutzbehörde kann die Frist im Rahmen des Zumutbaren verlängern, 

wenn die sachgerechte Untersuchung oder die Bergung des Denkmals dies 

erfordert (§ 11 Abs. 3 DSchG M-V). 
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9. Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung 

Flächenbilanz: 

Geltungsbereich:  30.387 m² 

Sondergebiet:      28.218 m²  

Zuwegung:       227 m²     

zu 2.1 Ermittlung des Biotopwertes 

  
Zur Ermittlung des Biotopwertes wird zunächst aus der Anlage 3 die Wert-

stufe ermittelt. Die Wertstufe für „Sandacker“ (ACS) ist 0. Der durch-

schnittliche Biotopwert berechnet sich aus 1 abzüglich des Versiegelungs-

grades des derzeitigen Biotoptyps.  

 
Biotopwert ACS:  1 – 0 (Versiegelungsgrad) = 1 

 
Zu 2.2 Ermittlung des Lagefaktors 
 

Der Abstand zu vorhandenen Störquellen, in diesem Fall der Bahnlinie 

Wismar-Rostock beträgt weniger als 100 m. Der Lagefaktor ist in diesem 

Fall 0,75.  

 

Zu 2.3 Berechnung des Eingriffsflächenaquivalents für Biotopbeseitigung 
bzw. Biotopveränderung (unmittelbare Wirkungen/Beeinträchtigung) 

 
Für Biotope, die durch einen Eingriff beseitigt bzw. verändert werden 

(Funktionsverlust), ergibt sich das Eingriffsflächenäquivalent durch Mult i-

plikation aus der vom Eingriff betroffenen Fläche des Biotoptyps, dem Bio-

topwert des Biotoptyps und dem Lagefaktor. 

 

Bio-

toptyp 

 

Fläche 

des be-

ein-

träch-

tigten 

Biotops 

in m² 

Biotop-

wert 

Lage-

faktor 

EFÄ m² = Fläche * 

Biotopwert * Lage-

faktor 

 

Eingriffs-

flächen-

äquivalent 

[m² EFÄ] 

12.1.1 - 

Sand-

acker 

28.218 1 0,75 28.218 * 1 * 0.75 21.163 

Summe der erforderlichen Eingriffsflächenäquivalente: 21.163 
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Zu 2.4 Berechnung des Eingriffsäquivalents für Funktionsbeeinträchtigung 

von Biotopen 

Biotopbeeinträchtigungen im Randbereich der Anlagen bzw. außerhalb der 

Baugrenze sind für die geplante Photovoltaikanlage generel l nicht zu er-

warten. Der Betrieb einer Freiflächenphotovoltaikanlage erzeugt keine 

Immissionen, die eine Beeinträchtigung der verschiedenen Schutzgüter 

erwarten lässt. 

Zu 2.5 Ermittlung der Versiegelung und Überbauung 

Zur Erschließung des Geltungsbereiches ist die Anlage eines Schotterwe-

ges notwendig. Es ist biotopunabhängig die teilversiegelte Fläche in m² zu 

ermitteln und mit einem Zuschlag von 0,2 zu berücksichtigen. 

Teil-

/Vollversiegelte 

bzw- überbaute 

Fläche 

Zuschlag für Teil-

/Vollversiegelung 

EFÄ= Teil-

/Vollversiegelte 

bzw- überbaute Flä-

che * Zuschlag 

Eingriffs-

flächen-

äquiva-

lente EFÄ 

m² 

 

227 m² 

 

0,2 227 m² * 0,2 45 

Summe der erforderlichen Eingriffsflächenäquivalente: 45 

Zu 2.6 Berechnung des multifunktionalen Kompensationsbedarfs 

Aus den berechneten Eingriffsflächenäquivalenten ergibt sich durch Additi-

on der multifunktionale Kompensationsbedarf. 
 

m² EFÄ für Bio-

topbeseitigung  
+ 

m² EFÄ für 

Funktionsbe-

einträchtigung 

+ 

EFÄ für Teil-

/Vollversiegelung 

bzw. Überbauung 

Multifunk-

tionaler 

Kompen-

sationsbe-

darf [m² 

EFÄ] 

21.163 0 45 21.208 

Summe des multifunktionalen Kompensationsbedarfs  

[m² EFÄ]: 
21.208 
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Zu 2.7 Berücksichtigung kompensationsmindernder Maßnahmen  

Maßnahme 8.30: Anlage auf Grünflächen auf Photovoltaik-

Freiflächenanlagen 

Beschreibung:  Die Zwischenmodulflächen sowie die von Modulen  

Überschirmten Flächen werden der Selbstbegrünung 

überlassen 

Anforderungen: 

o keine Bodenbearbeitung nach Fertigstellung des Solarparks 

o keine Verwendung von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln 

o höchstens zweimal jährlich Mahd, Abtransport des Mähgutes 

o Frühster Mahdtermin 15. Juli 

o Anstelle der Mahd kann auch eine Schafbeweidung vorgese-

hen werden mit einem Besatz von max. 1,0 GVE, nicht vor 

dem 15. Juli 

o Festsetzung der Anerkennungsforderungen im Rahmen der 

Bauleitplanung bzw. der Vorhabengenehmigung 

 

Wert der Zwischenmodulflächen: 

SO EBS Zwischenmodulflächen GRZ 0,6   (40%) →  0,5 

  Überschirmten Flächen GRZ 0,6  (60%) → 0,2 
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Damit ergibt sich folgende Äquivalenzfläche für die Maßnahme: 

kompensations-

mindernde Maß-

nahme 

Fläche 

in m² 

Wert-

stufe 

Fläche * Wert d. 

kompensations-

mindernden Maß-

nahme = m² FÄ 

Flächen-

äquivalent d. 

kompens. 

mindernden 

Maßnahme 

[m² EFÄ] 

Anlage von 

Grünflächen auf 

Photovoltaik-

Freiflächenanla-

gen 

(Überschirmte 

Fläche 

SO EBS) 

16.930 0,2 16.930 * 0,2 3.386 

Anlage von 

Grünflächen auf 

Photovoltaik-

Freiflächenanla-

gen 

(Zwischen-

modulfläche 

SO EBS) 

11.287 0,5 11.287 * 0,5 5.643 

Gesamtumfang als Flächenäquivalent für die kom-

pensationsmindernde Maßnahme: 
9.029 
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                                                                                                              „Solarpark Neuburg“ 

der Gemeinde Neuburg  

  Begründung                                                                                                                                        

Der um das Flächenäquivalent der kompensationsmindernden Maßnahmen 

korrigierte multifunktionale Kompensationsbedarf wird wie folgt ermittelt:  

 

Multifunktionaler 

Kompensationsbedarf 

(m² EFÄ) 

- Flächenäquivalent d. 

kompensationsmindernden 

Maßnahme (m² EFÄ) 

Korrigierter multi-

funktionaler Kom-

pensationsbedarf    

[m² EFÄ] 

21.201 9.029 12.172 

Korrigierter multifunktionaler Kompensations-

bedarf: 

12.172 

 

Zu 5. Gesamtbilanzierung 

Der korrigierte multifunktionale Kompensationsbedarf (Punkt 2.7) beträgt   

12.172 m² EFÄ.  

Der Eingriff wird vollständig durch die Extensivierung von einer 

Ackerfläche ausgeglichen. 

 

 

 

 

 


